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BUNDESGERICHTSHOF 
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URTEIL 

XI ZR 46/25 

 

in dem Rechtsstreit 

Nachschlagewerk: ja 

BGHZ: ja 

BGHR: ja 

JNEU: ja 

 

BGB § 306  
KlauselRL Art. 6 Abs. 1 

§ 306 BGB kann nicht im Lichte von Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 93/13/EWG des 
Rates vom 5. April 1993 über missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen 
dahin richtlinienkonform ausgelegt werden, dass Verbrauchern im Fall einer un-
wirksamen Allgemeinen Geschäftsbedingung ein Wahlrecht zwischen der Ge-
samtnichtigkeit des Vertrags und der Aufrechterhaltung des Vertrags mit einem 
gemäß § 306 Abs. 2 BGB modifizierten Inhalt zusteht. 
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Der XI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die mündliche Verhandlung 

vom 14. Juli 2026 durch den Vizepräsidenten Prof. Dr. Ellenberger, die Richter 

Dr. Matthias, Dr. Schild von Spannenberg und Dr. Sturm sowie die Richterin Ettl 

für Recht erkannt: 

Die Revision des Musterklägers gegen das Teilanerkenntnis- und 

Schlussurteil des 4. Zivilsenats des Brandenburgischen Oberlan-

desgerichts vom 26. März 2025 wird mit der Maßgabe zurückge-

wiesen, dass das Feststellungsziel 8 insgesamt als unzulässig zu-

rückgewiesen wird. 

Auf die Revision der Musterbeklagten wird unter Zurückweisung 

des Rechtsmittels im Übrigen das vorbezeichnete Urteil im Kosten-

punkt und hinsichtlich der zu dem Feststellungsziel 3 getroffenen 

Feststellung (Tenor zu 3. des Urteils) aufgehoben, soweit das Ober-

landesgericht festgestellt hat, dass ein negativer vertraglicher Zins-

satz ausgeschlossen ist. Im Umfang der Aufhebung wird das Fest-

stellungsziel 3 als unzulässig zurückgewiesen. 

Von den Kosten des Rechtsstreits I. Instanz tragen der Musterklä-

ger 7/9 und die Musterbeklagte 2/9. Von den Kosten der Revisions-

instanz tragen der Musterkläger 7/8 und die Musterbeklagte 1/8. 

Von Rechts wegen 
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Tatbestand: 

Der Musterkläger, ein seit über vier Jahren als qualifizierte Einrichtung in 

die Liste nach § 4 UKlaG eingetragener Verbraucherschutzverband, begehrt im 

Wege der Musterfeststellungsklage Feststellungen zu den Voraussetzungen für 

das Bestehen von Ansprüchen von Verbrauchern auf weitere Zinsbeträge aus 

Prämiensparverträgen (sog. "S-Prämiensparen flexibel", nachfolgend: Sparver-

träge) gegen die Musterbeklagte. 

Die Musterbeklagte schloss seit Beginn der 1990er Jahre mit Verbrau-

chern Sparverträge ab, die eine variable Verzinsung der Spareinlage und ab dem 

dritten Sparjahr eine der Höhe nach - bis zu 50% der jährlichen Spareinlage ab 

dem 15. Sparjahr - gestaffelte verzinsliche Prämie vorsahen. Die Vertragsformu-

lare enthielten keine konkreten Bestimmungen zur Änderung des variablen Zins-

satzes. 

Der Musterkläger hält die Regelungen zur Änderung des variablen Zins-

satzes für unwirksam und die während der Laufzeit der Sparverträge von der 

Musterbeklagten vorgenommene Verzinsung für zu niedrig. 

Mit der Musterfeststellungsklage hat er ­ soweit im Revisionsverfahren 

noch von Bedeutung ­ die Feststellung begehrt, dass eine vom erkennenden Ge-

richt durchzuführende ergänzende Vertragsauslegung dazu führt, dass die 

Zinsanpassung für die Sparverträge aus den gleitenden Durchschnitten der von 

der Deutschen Bundesbank veröffentlichten Monatswerte für Umlaufsrenditen in-

ländischer Inhaberschuldverschreibungen/Hypothekenpfandbriefe mit einer 

Restlaufzeit von über 9 bis einschließlich 10 Jahren (ehemalige Zeitreihe 

WX4260 der Deutschen Bundesbank) vorzunehmen ist (Feststellungsziel 1), 

hilfsweise, dass die Zinsanpassung auf der Grundlage des gleitenden Durch-

schnitts eines von der Deutschen Bundesbank für inländische Banken erhobenen 
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Referenzzinssatzes vorzunehmen ist (Feststellungsziel 1a), hilfsweise, dass die 

Zinsanpassung auf der Grundlage eines Referenzmischzinssatzes vorzunehmen 

ist, der auf von der Deutschen Bundesbank für inländische Banken erhobenen 

Referenzzinsätzen beruht (Feststellungsziel 1b), der jeweils dem Konzept der 

von der Musterbeklagten angebotenen Sparverträge möglichst nahekommt. Dar-

über hinaus hat er die Feststellungen begehrt, dass eine ergänzende Vertrags-

auslegung dazu führt, dass die Musterbeklagte bei der Zinsanpassung das rela-

tive Verhältnis zwischen dem anfänglich vereinbarten variablen Zinssatz und 

dem Referenzzinssatz im Zeitpunkt des Vertragsschlusses zu wahren hat, wobei 

ein negativer vertraglicher Zinssatz ausgeschlossen ist (Feststellungsziel 3), 

dass Verbraucher die Wahl haben, ob der Sparvertrag aufgrund der Verwendung 

der unwirksamen Zinsänderungsklausel insgesamt als unwirksam behandelt 

werden soll oder ob eine ergänzende Vertragsauslegung vorgenommen wird 

(Feststellungsziel 6), dass die Verjährungsfrist für den Anspruch auf Herausgabe 

der Spareinlagen und der Nutzungen nicht beginnt, bevor die Verbraucher von 

der möglichen Gesamtunwirksamkeit des Sparvertrags und von den sich daraus 

ergebenden Bereicherungsansprüchen Kenntnis erlangt haben oder ohne grobe 

Fahrlässigkeit hätten erlangen müssen (Feststellungsziel 8, Hauptantrag), wobei 

die Verjährung nach § 199 Abs. 4 BGB unbenommen bleibt (Feststellungsziel 8, 

Hilfsantrag). 

Das Oberlandesgericht hat die Feststellungsziele 1 und 1a zurückgewie-

sen und auf das Feststellungsziel 1b festgestellt, dass eine ergänzende Vertrags-

auslegung dazu führt, dass die Zinsanpassung auf der Grundlage von nach der 

Svensson-Methode ermittelter Renditen von endfälligen Bundesanleihen mit sie-

benjähriger Restlaufzeit (Kennung der Deutschen Bundesbank: 

BBSIS.M.I.ZST.ZI.EUR.S1311.B.A604.R07XX.R.A.A._Z._Z.A; ehemalige Zeit-

reihe WZ9820) vorzunehmen ist. Auf das Feststellungsziel 3 hat es festgestellt, 

dass eine ergänzende Vertragsauslegung dazu führt, dass die Musterbeklagte 
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bei der Zinsanpassung das relative Verhältnis zwischen dem anfänglich verein-

barten variablen Zinssatz und dem im Wege der ergänzenden Vertragsausle-

gung ermittelten Referenzzinssatz im Zeitpunkt des Vertragsschlusses zu wah-

ren hat, wobei ein negativer vertraglicher Zinssatz ausgeschlossen ist. Die Fest-

stellungsziele 6 und 8 hat es zurückgewiesen. 

Der Musterkläger begehrt mit der Revision die Feststellung eines anderen 

Referenzzinses. Außerdem verfolgt er die Feststellungsziele 6 und 8 weiter. Die 

Musterbeklagte verfolgt mit der Revision ihren Antrag auf Abweisung des Fest-

stellungsziels 3 weiter. 

 

 

Entscheidungsgründe: 

Die Revision des Musterklägers bleibt erfolglos. Die Revision der Muster-

beklagten hat teilweise Erfolg. 

A. 

Auf die Musterfeststellungsklage sind gemäß § 46 EGZPO die §§ 606 bis 

614 ZPO in der bis zum 12. Oktober 2023 geltenden Fassung (nachfolgend: aF) 

anzuwenden, weil die Klage vor dem 13. Oktober 2023 anhängig gemacht wor-

den ist. Die Revision ist gemäß § 614 ZPO aF kraft Gesetzes zugelassen und 

bedarf damit keiner Zulassung durch das Oberlandesgericht oder durch den Se-

nat. 

B. 

Die Revision des Musterklägers ist unbegründet. 
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I. 

Das Oberlandesgericht hat zur Begründung seiner Entscheidung (OLG 

Brandenburg, Urteil vom 26. März 2025 ­ 4 MK 2/21, juris) ­ soweit für die Revi-

sion des Musterklägers von Bedeutung ­ im Wesentlichen ausgeführt: 

Die Feststellungsziele 1 und 1a seien unbegründet, weil ein Referenzzins, 

der nach der Methode der gleitenden Durchschnitte ermittelt werde, nach der 

Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (Senatsurteile vom 21. Dezember 

2010 ­ XI ZR 52/08, WM 2011, 306 Rn. 23 f., vom 25. April 2023 ­ XI ZR 225/21, 

juris Rn. 19 und vom 9. Juli 2024 ­ XI ZR 44/23, BGHZ 241, 107 Rn. 25 ff.) nicht 

in Betracht komme. Bei Anwendung der Methode der gleitenden Durchschnitte 

auf den Referenzzins würde sich die Höhe der Basisverzinsung der Sparverträge 

nicht flexibel an sich ändernde Marktzinsen anpassen, was der vertraglich vorge-

sehenen Risikoverteilung widerspräche. 

Das Feststellungsziel 1b sei begründet. Als Referenzzins sei nach den 

nachvollziehbaren und überzeugenden Feststellungen des Sachverständigen die 

Zeitreihe für nach der Svensson-Methode ermittelte Renditen von endfälligen 

Bundesanleihen mit siebenjähriger Restlaufzeit (ehemalige Zeitreihe WZ9820 

der Deutschen Bundesbank) maßgebend. Diese Zeitreihe sei von der Deutschen 

Bundesbank zwar erst ab Oktober 1997 veröffentlicht worden. Ein Rückgriff auf 

Zeitreihen, die erst nach Vertragsschluss veröffentlicht worden seien, sei aber 

möglich. Wie der Bundesgerichtshof (Urteil vom 9. Juli 2024 ­ XI ZR 44/23, BGHZ 

241, 107 Rn. 36) entschieden habe, gehe es vorliegend nicht um einen einzelnen 

Vertragsabschluss, sondern um eine generalisierte Feststellung der Regelungen 

zur Zinsanpassung für gleichartige, standardisierte, nicht aber identische Spar-

verträge. 
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Bei börsennotierten Bundesanleihen handele es sich um eine Anlageform, 

bei der, wie bei den Sparverträgen, kein Risiko bestehe, das eingesetzte Kapital 

zu verlieren. Bundesanleihen seien der niedrigsten Risikoklasse zugeordnet. 

Die als Referenz herangezogenen Renditen von Bundesanleihen mit 

Restlaufzeiten von sieben Jahren erfüllten auch das Kriterium der Langfristigkeit. 

Hierzu gehörten nach den Erläuterungen des Sachverständigen Anlagen mit 

Laufzeiten von über fünf Jahren. Zwar sei aus objektiv-generalisierender Sicht 

beider Vertragsparteien bei Abschluss der Sparverträge die Laufzeit der Spar-

verträge bis zum Erreichen der höchsten Prämienstufe, d.h. auf 15 Jahre, ange-

legt gewesen. Da das zu verzinsende Kapital jedoch durch gleichbleibende mo-

natliche Ratenzahlungen habe aufgebaut werden sollen, seien die eingezahlten 

Sparbeiträge im Durchschnitt nur für siebeneinhalb Jahre gebunden gewesen. 

Dieser mittleren Kapitalbindung kämen die Renditen von Bundeswertpapieren 

mit Restlaufzeiten von sieben Jahren am nächsten. 

Der von dem Musterkläger mit dem Feststellungsziel 1 präferierte Refe-

renzzins und andere vom Musterkläger herangezogene Referenzzinsen würden 

die nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs erforderlichen Struktur-

merkmale entweder gar nicht aufweisen oder kämen diesen im Vergleich zu den 

hier gewählten Referenzzinsen weniger nahe. Die vom Musterkläger favorisier-

ten Referenzzinsen der Zeitreihen WZ3459 und WZ3464 der Deutschen Bundes-

bank erfüllten zwar die Transparenzkriterien und das Strukturmerkmal der Lang-

fristigkeit, bildeten aber die tatsächliche Kapitalbindungsdauer von etwa sieben 

Jahren nicht ab. Auch die ehemalige Zeitreihe WU9554 der Deutschen Bundes-

bank (Umlaufsrenditen inländischer Inhaberschuldverschreibungen/börsenno-

tierte Bundeswertpapiere mit Restlaufzeiten zwischen 8 bis 15 Jahren) sei ver-

gleichsweise weniger geeignet, da die Restlaufzeiten dieser Reihe systematisch 

über der mittleren Kapitalbindung von siebeneinhalb Jahren lägen. 
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Das Feststellungsziel 6 sei unbegründet. Einem Verbraucher stehe die mit 

diesem Feststellungsziel geltend gemachte Wahlfreiheit weder nach nationalem 

Recht noch aufgrund unionsrechtlicher Vorgaben zu. Der Verbraucher habe nicht 

das Recht, zwischen der Gesamtunwirksamkeit des Vertrags und der Aufrecht-

erhaltung des Vertrags im Wege der ergänzenden Vertragsauslegung zu wählen. 

Ein solches Recht ergebe sich nicht aus § 262 BGB. Diese Vorschrift setze eine 

Wahlschuld voraus, also mehrere vorab festgelegte Leistungen oder Leistungs-

modalitäten, die in der Weise geschuldet seien, dass nur eine von ihnen erbracht 

werden müsse. Vorliegend gehe es nicht um geschuldete Leistungen, sondern 

um zwei verschiedene Rechtsfolgen, nämlich die Gesamtnichtigkeit des Vertrags 

oder die Aufrechterhaltung des Vertrags im Wege der ergänzenden Vertragsaus-

legung. Nach dem Regelungssystem des Bürgerlichen Gesetzbuchs stehe es ei-

ner Vertragspartei nicht zu, zwischen der Nichtigkeit eines lückenhaften Vertrags 

oder der Schließung der Lücke im Wege einer ergänzenden Vertragsauslegung 

zu wählen. Vorrang vor der Nichtigkeit eines Vertrags habe stets die Eruierung 

des Willens der Vertragsparteien im Wege der Auslegung. Dieser Vorrang 

komme etwa in den Regelungen der § 125 Satz 2 BGB und § 154 Abs. 1 Satz 1 

BGB zum Ausdruck. Danach sei ein Vertrag nur dann nichtig, wenn eine voran-

gestellte Auslegung der Willenserklärungen kein eindeutiges Ergebnis ergebe. 

Die in erster Linie vorzunehmende Auslegung diene der Durchsetzung der von 

den Vertragspartnern privatautonom geregelten Rechtsbeziehungen. Wenn sich 

eine Lücke im Vertrag im Wege der ergänzenden Vertragsauslegung schließen 

lasse, sei der Vertrag mit der entsprechenden Ergänzung wirksam. Sei eine Lü-

ckenschließung nicht möglich, fänden ­ außerhalb des AGB-Rechts ­ die Rege-

lungen der §§ 154, 155 und § 139 BGB Anwendung. Es stehe daher nicht zur 

Disposition der Vertragspartner, sich für oder gegen eine ergänzende Vertrags-

auslegung zu entscheiden. 
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§ 306 BGB gewähre dem Vertragspartner des Verwenders von Allgemei-

nen Geschäftsbedingungen ebenfalls kein Recht, zwischen der Gesamtunwirk-

samkeit des Vertrags oder dessen Aufrechterhaltung im Wege einer ergänzen-

den Vertragsauslegung zu wählen. § 306 Abs. 3 BGB setze für eine Gesamtnich-

tigkeit des Vertrags voraus, dass das Festhalten an dem ergänzten Vertrag eine 

"unbillige Härte" bedeute. Das stelle kein bedingungsloses Wahlrecht dar, wie es 

mit dem Feststellungsziel 6 festgestellt werden solle. Da die Anordnung der Ge-

samtnichtigkeit nach dem eindeutigen Wortlaut des § 306 Abs. 3 BGB eine Aus-

nahme darstelle, die nur im Fall einer unzumutbaren Härte für eine der Vertrags-

parteien gegeben sei, komme auch eine unionskonforme Auslegung nicht in Be-

tracht, nach der der Verbraucher eine Wahlmöglichkeit zwischen der Gesamt-

nichtigkeit des Vertrags und der Aufrechterhaltung des Vertrags im Wege der 

ergänzenden Vertragsauslegung habe. 

Das Feststellungsziel 8 sei in seinem Hauptantrag unzulässig, weil es 

nicht verallgemeinerungsfähig sei. Es lasse außer Acht, dass die zehnjährige 

Verjährungsfrist des § 199 Abs. 4 BGB kenntnisunabhängig beginne. In seinem 

Hilfsantrag sei das Feststellungsziel 8 unbegründet. Die Kenntnis oder grob fahr-

lässige Unkenntnis der Sparer im Sinne von § 199 Abs. 1 Nr. 2 BGB bezüglich 

der Ansprüche auf Zahlung weiterer Zinsbeträge müsse weder die Unwirksam-

keit der Zinsanpassungsklausel umfassen noch die von der Rechtsprechung be-

stimmten Zinsanpassungsparameter, da der Anspruchsinhaber rechtliche 

Schlüsse für die Ingangsetzung des Verjährungslaufs nicht ziehen müsse. Inso-

weit habe auch keine unsichere und zweifelhafte Rechtslage bestanden, wie der 

Bundesgerichtshof (Urteil vom 9. Juli 2024 ­ XI ZR 44/23, BGHZ 241, 107 Rn. 50) 

entschieden habe. Auch aus dem Unionsrecht ergebe sich nichts anderes. Eine 

richtlinienkonforme Auslegung des § 199 Abs. 1 Nr. 2 BGB dahin, dass für die 

Ingangsetzung des Verjährungslaufs nicht nur die Kenntnis bzw. die auf grober 

Fahrlässigkeit beruhende Unkenntnis von Tatsachen erforderlich sei, sondern 
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auch die zutreffende rechtliche Würdigung des Anspruchsinhabers von dem 

Sachverhalt, überschreite den eindeutigen Wortlaut der Vorschrift. 

II. 

Diese Ausführungen halten einer revisionsrechtlichen Überprüfung im Er-

gebnis stand. 

1. Die vom Oberlandesgericht im Rahmen des Feststellungsziels 1b als 

Referenzzins herangezogene Zeitreihe genügt den Anforderungen, die im Rah-

men der ergänzenden Vertragsauslegung an einen Referenzzins für die variable 

Verzinsung der Sparverträge zu stellen sind. 

a) Die Regelungslücke, die durch die Unwirksamkeit der Zinsänderungs-

klausel bei gleichzeitiger Wirksamkeit der Vereinbarung über die Variabilität der 

Zinshöhe entstanden ist, hat das Gericht ­ auch im Rahmen einer Musterfeststel-

lungsklage nach §§ 606 ff. ZPO aF ­ im Wege der ergänzenden Vertragsausle-

gung (§§ 133, 157 BGB) zu schließen, die der selbständigen und uneinge-

schränkten Nachprüfung durch das Revisionsgericht unterliegt. Dabei muss es 

die maßgeblichen Parameter einer Zinsanpassung und damit insbesondere ei-

nen Referenzzins für die variable Verzinsung des Sparguthabens bestimmen. 

Maßstab für die ergänzende Vertragsauslegung ist bei Massengeschäften wie 

den streitgegenständlichen Sparverträgen ebenso wie für die Auslegung und In-

haltskontrolle von Allgemeinen Geschäftsbedingungen nicht der Wille der kon-

kreten Vertragsparteien. Es ist vielmehr aufgrund einer objektiv-generalisieren-

den Sicht auf die typischen Vorstellungen der an Geschäften gleicher Art betei-

ligten Verkehrskreise abzustellen (Senatsurteil vom 9. Juli 2024 ­ XI ZR 44/23, 

BGHZ 241, 107 Rn. 23 mwN). 
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Bei dem Referenzzins muss es sich um einen in öffentlich zugänglichen 

Medien abgebildeten Zinssatz handeln, der von unabhängigen Stellen nach ei-

nem genau festgelegten Verfahren ermittelt wird und der die Bank nicht einseitig 

begünstigt. Die in den Monatsberichten der Deutschen Bundesbank veröffent-

lichten Zinssätze genügen diesen Anforderungen. Unter den Bezugsgrößen des 

Kapitalmarkts ist dabei diejenige oder eine Kombination derjenigen auszuwählen, 

die dem konkreten Geschäft möglichst nahekommt. Dabei ist es allein interes-

sengerecht, einen Referenzzinssatz für langfristige Spareinlagen heranzuziehen, 

wobei die Ansparphase Berücksichtigung finden kann. Da die Sparverträge an-

gesichts der Ausgestaltung der Prämienstaffel auf ein langfristiges Sparen bis 

zum Ablauf des 15. Sparjahrs ausgerichtet sind, sind als Referenz die in den Mo-

natsberichten der Deutschen Bundesbank veröffentlichten Zinssätze für Sparein-

lagen zugrunde zu legen, die einer Laufzeit von 15 Jahren möglichst nahekom-

men. Dabei hat der als Referenz heranzuziehende Marktzinssatz oder die als 

Referenz heranzuziehende Umlaufsrendite auch widerzuspiegeln, dass es sich 

bei den streitgegenständlichen Sparverträgen um eine risikolose Anlageform 

handelt (Senatsurteil vom 9. Juli 2024 ­ XI ZR 44/23, BGHZ 241, 107 Rn. 29 

mwN). 

b) Von diesen Grundsätzen ist das Oberlandesgericht ausgegangen. 

Es hat festgestellt, dass die Zinsanpassung auf der Grundlage der Zeit-

reihe für nach der Svensson-Methode ermittelte Renditen von endfälligen Bun-

desanleihen mit siebenjähriger Restlaufzeit (ehemalige Zeitreihe WZ9820) vor-

zunehmen ist. Wie der Senat bereits entschieden und eingehend begründet hat, 

genügt dieser Referenzzins den vorgenannten Anforderungen (Senatsurteil vom 

9. Dezember 2025 ­ XI ZR 64/24, WM 2026, 65 Rn. 21 ff.).  
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Dass auch die von der Revision angeführte und vom Senat in einem pa-

rallel liegenden Verfahren gebilligte Zeitreihe der Umlaufsrenditen börsennotier-

ter Bundeswertpapiere mit Restlaufzeiten von über 8 bis 15 Jahren mit der Be-

zeichnung BBSIS.M.I.UMR.RD.EUR.S1311.B.A604.R0815.R.A.A._Z._Z.A (ehe-

malige Zeitreihe WU9554) oder andere regelmäßig von der Deutschen Bundes-

bank veröffentlichte Renditen, Umlaufsrenditen oder Zinssätze diesen Anforde-

rungen genügen, macht die vom Oberlandesgericht vorgenommene ergänzende 

Vertragsauslegung nicht rechtsfehlerhaft (vgl. Senatsurteil vom 9. Dezember 

2025 ­ XI ZR 64/24, WM 2026, 65 Rn. 22). Denn der Senat prüft die vom Ober-

landesgericht getroffene Bestimmung des Referenzzinses lediglich daraufhin, ob 

der Referenzzins den nach der Senatsrechtsprechung an ihn zu stellenden An-

forderungen genügt (vgl. Senatsurteil vom 9. Juli 2024 ­ XI ZR 44/23, BGHZ 241, 

107 Rn. 29 mwN), ob sich das Oberlandesgericht bei der Bestimmung des Refe-

renzzinses sachverständiger Hilfe bedient hat, sei es, dass es selbst einen Sach-

verständigen mit der Begutachtung beauftragt hat, sei es, dass es ein zu Prämi-

ensparverträgen der vorliegenden Art bereits erstelltes Gutachten eines Sach-

verständigen gemäß § 411a ZPO verwertet hat (vgl. Senatsurteil vom 24. Januar 

2023 ­ XI ZR 257/21, WM 2023, 326 Rn. 34), und ob es auf dieser Grundlage 

eine eigene (vgl. Senatsurteil vom 14. März 2017 ­ XI ZR 508/15, WM 2017, 808 

Rn. 28 f.) nachvollziehbare und widerspruchsfreie Begründung für seine Bestim-

mung gegeben hat (Senatsurteil vom 9. Dezember 2025, aaO Rn. 23). Diesen 

Anforderungen genügt die vom Oberlandesgericht vorgenommene Referenzzins-

bestimmung. 

2. Das Oberlandesgericht hat das Feststellungsziel 6, mit dem der Must-

erkläger festgestellt wissen möchte, dass Verbraucher die Wahl haben, ob der 

Sparvertrag aufgrund der unwirksamen Zinsanpassungsklausel insgesamt als 

unwirksam behandelt werden soll oder ob eine ergänzende Vertragsauslegung 

vorzunehmen ist, zu Recht als unbegründet zurückgewiesen. 
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Ein solches Wahlrecht besteht nicht. 

a) § 306 BGB bestimmt die AGB-spezifischen Rechtsfolgen (vgl. BGH, Ur-

teil vom 6. April 2022 ­ VIII ZR 295/20, WM 2023, 832 Rn. 39 und 41) für den Fall, 

dass Allgemeine Geschäftsbedingungen ganz oder teilweise nicht Vertragsbe-

standteil geworden oder, wie hier, unwirksam sind. Die Absätze 1 und 2 dieser 

Vorschrift ordnen für diesen Fall an, dass der Vertrag im Übrigen wirksam bleibt 

und dass sich der Inhalt des Vertrags nach den gesetzlichen Vorschriften richtet. 

Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien, die sich, wie hier, auf der Grund-

lage einer ergänzenden Vertragsauslegung nach §§ 133, 157 BGB ergeben, ste-

hen dem vertragsergänzenden dispositiven Gesetz gleich, das gemäß § 306 

Abs. 2 BGB an die Stelle der unwirksamen Klausel tritt (Senatsurteil vom 6. Ok-

tober 2021 ­ XI ZR 234/20, BGHZ 231, 215 Rn. 52 ff.). Nach § 306 Abs. 3 BGB 

ist der Vertrag im Fall einer unwirksamen Allgemeinen Geschäftsbedingung nur 

dann insgesamt unwirksam, wenn das Festhalten an ihm auch unter Berücksich-

tigung der nach Absatz 2 vorgesehenen Änderung eine unzumutbare Härte für 

eine Vertragspartei darstellen würde. 

Danach sehen die Regelungen der nationalgesetzlichen AGB-spezifi-

schen Rechtsfolgenbestimmung kein Recht vor, nach dem der Vertragspartner 

des Verwenders von Allgemeinen Geschäftsbedingungen im Fall der Unwirksam-

keit einer Klausel zwischen der Gesamtunwirksamkeit des Vertrags einerseits 

und der Wirksamkeit des Vertrags mit modifiziertem Inhalt entsprechend den ge-

setzlichen Vorschriften oder entsprechend einer vorgenommenen ergänzenden 

Vertragsauslegung andererseits wählen kann. 

b) Soweit zugunsten der Revision angenommen wird, dass Verbraucher 

nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union (nachfol-

gend: EuGH) zu Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 5. April 
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1993 über missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen (nachfolgend: 

Klausel-Richtlinie; EuGH, WM 2022, 2120 - D.P.B. u.a.; WM 2023, 970 - M.B. 

u.a.) ein voraussetzungsloses Wahlrecht zwischen der Gesamtnichtigkeit des 

Vertrags einerseits und der Aufrechterhaltung des im Rahmen der ergänzenden 

Vertragsauslegung modifizierten Vertrags andererseits haben, steht ihnen ein 

solches Wahlrecht jedenfalls nach dem maßgebenden nationalen Recht nicht zu, 

weil eine entsprechende richtlinienkonforme Auslegung von § 306 BGB aus-

scheidet, wie das Oberlandesgericht zutreffend angenommen hat (so auch Her-

resthal, NJW 2023, 1161 Rn. 13 und 20). 

Die Entscheidung darüber, ob im Rahmen des nationalen Rechts ein 

Spielraum für eine richtlinienkonforme Auslegung oder Rechtsfortbildung be-

steht, obliegt den nationalen Gerichten (BVerfG, WM 2012, 1179, 1181; 

NVwZ­RR 2018, 169 Rn. 37). Eine richtlinienkonforme Auslegung darf nicht dazu 

führen, dass das Regelungsziel des Gesetzgebers in einem wesentlichen Punkt 

verfehlt oder verfälscht wird, oder dazu, dass einer nach Wortlaut und Sinn ein-

deutigen Norm ein entgegengesetzter Sinn gegeben oder der normative Gehalt 

der Norm grundlegend neu bestimmt wird. Richterliche Rechtsfortbildung berech-

tigt den Richter nicht dazu, seine eigene materielle Gerechtigkeitsvorstellung an 

die Stelle derjenigen des Gesetzgebers zu setzen (BVerfG, WM 2012, 1179, 

1181). Demgemäß kommt eine richtlinienkonforme Auslegung nur in Frage, 

wenn eine Norm tatsächlich unterschiedliche Auslegungsmöglichkeiten im Rah-

men dessen zulässt, was der gesetzgeberischen Zweck- und Zielsetzung ent-

spricht. Der Grundsatz unionsrechtskonformer Auslegung und Rechtsfortbildung 

darf nicht zu einer Auslegung des nationalen Rechts contra legem führen (Se-

natsurteile vom 22. Mai 2012 ­ XI ZR 290/11, BGHZ 193, 238 Rn. 50, vom 3. Juli 

2018 ­ XI ZR 702/16, WM 2018, 1601 Rn. 13 und vom 4. Juli 2023 ­ XI ZR 77/22, 

WM 2023, 1463 Rn. 20; BVerfG, WM 2012, 1179, 1181; NVwZ-RR 2018, 169 

Rn. 37). Dies entspricht auch der ständigen Rechtsprechung des EuGH (NJW 
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2006, 2465 Rn. 110 - Adeneler; NJW 2012, 509 Rn. 25 - Dominguez; WM 2024, 

249 Rn. 222 - BMW Bank u.a.). Die Pflicht zur Verwirklichung des Richtlinienziels 

im Auslegungswege findet ihre Grenzen an dem nach der innerstaatlichen 

Rechtstradition methodisch Erlaubten (BGH, Urteile vom 7. Mai 2014 ­ IV ZR 

76/11, BGHZ 201, 101 Rn. 20, vom 28. Juni 2017 ­ IV ZR 440/14, BGHZ 215, 

126 Rn. 22 ff. und vom 3. November 2022 ­ VII ZR 724/21, NJW-RR 2023, 660 

Rn. 38; Senatsurteile vom 3. Juli 2018, aaO, vom 15. Oktober 2019 ­ XI ZR 

759/17, WM 2019, 2164 Rn. 24 und vom 4. Juli 2023, aaO; BVerfG, aaO). 

Nach diesen Maßgaben kommt eine richtlinienkonforme Auslegung des 

§ 306 BGB, wonach Verbrauchern im Fall der Unwirksamkeit einer in den Allge-

meinen Geschäftsbedingungen des Verwenders enthaltenen Klausel ein Wahl-

recht zwischen der Unwirksamkeit des Vertrags insgesamt und der Aufrechter-

haltung des Vertrags mit modifiziertem Inhalt zustünde, nicht in Betracht (ableh-

nend auch Herresthal, NJW 2023, 1161 Rn. 13 und 20). Sie überschritte den ein-

deutigen Wortlaut der Regelungen des § 306 BGB und den Sinn und Zweck der 

Norm. Mit den AGB-spezifischen Rechtsfolgenregelungen des § 306 BGB ist ein 

von der auf Individualverträge zugeschnittenen Vorschrift des § 139 BGB abwei-

chendes Rechtsfolgensystem bezweckt (vgl. BeckOGK/Bonin, Stand: 1.6.2026, 

BGB § 306 Rn. 2). Nach diesem ist der Vertrag im Fall einer unwirksamen for-

mularmäßigen Klausel in erster Linie mit dem Inhalt einer Modifikation nach § 306 

Abs. 2 BGB wirksam. Unwirksam soll er nach dem Regelungskonzept des § 306 

BGB nur ausnahmsweise gemäß § 306 Abs. 3 BGB sein, nämlich dann, wenn es 

für den Verwender oder für dessen Vertragspartner eine "unzumutbare Härte" 

darstellen würde, falls man sie an dem Vertrag in der modifizierten Form festhielte 

(vgl. MünchKommBGB/Fornasier, 10. Aufl., § 306 Rn. 52). Der Gesetzgeber hat 

sich für das von ihm in § 306 BGB angeordnete Regel-Ausnahme-Verhältnis be-

wusst und in Kenntnis der Vorgaben der Klausel-Richtlinie entschieden (vgl. 
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BT­Drucks. 13/2713, S. 6 zu § 6 AGBG aF; BT-Drucks. 14/6040, S. 150). Die An-

nahme eines Wahlrechts des Verbrauchers zwischen den beiden Rechtsfolgen 

durch die Rechtsprechung würde zum Wegfall des vom Gesetzgeber angeord-

neten Regel-Ausnahme-Verhältnisses der beiden Rechtsfolgen führen und damit 

den vom Gesetzgeber intendierten normativen Gehalt des § 306 BGB grundle-

gend neu bestimmen. Zu einer entsprechenden richtlinienkonformen Auslegung 

ist der Senat daher nicht befugt. Soweit der Senat in seiner Grundsatzentschei-

dung (Urteil vom 6. Oktober 2021 ­ XI ZR 234/20, BGHZ 231, 215 Rn. 49) aus-

geführt hat, dass Verbraucher auf den Schutz der Klausel-Richtlinie verzichten, 

wenn sie die Vornahme einer ergänzenden Vertragsauslegung beantragen, be-

traf dies eine andere Frage, nämlich, ob die unwirksame Zinsänderungsklausel 

durch eine im Wege der ergänzenden Vertragsauslegung gefundene Regelung 

ersetzt werden kann. 

3. Entgegen der Auffassung der Revision des Musterklägers hat das Ober-

landesgericht auch das Feststellungsziel 8 sowohl hinsichtlich des Hauptantrags 

als auch hinsichtlich des Hilfsantrags im Ergebnis zu Recht zurückgewiesen. 

Beide Anträge sind allerdings unzulässig, weil sie nicht verallgemeinerungsfähig 

sind. 

Wie der Senat bereits für das Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz ein-

gehend begründet hat, können Tatsachen oder Rechtsfragen zu einzelnen Ver-

jährungsfragen nach allgemeinen Grundsätzen nur dann Gegenstand eines Mus-

terverfahrens sein, wenn sie verallgemeinerungsfähig sind (vgl. Senatsbe-

schlüsse vom 10. Juni 2008 ­ XI ZB 26/07, BGHZ 177, 88 Rn. 15, vom 21. Okto-

ber 2014 ­ XI ZB 12/12, BGHZ 203, 1 Rn. 138 und vom 6. Oktober 2020 ­ XI ZB 

28/19, WM 2020, 2411 Rn. 51). Betreffen sie ganz oder teilweise individuelle Fra-

gen, die in der Person des Gläubigers liegen und bei mehreren Gläubigern für 

jeden persönlich festgestellt werden müssen, können sie im Musterverfahren 
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nicht getroffen werden (vgl. Senatsbeschlüsse vom 10. Juni 2008, aaO Rn. 25, 

vom 21. Oktober 2014, aaO und vom 6. Oktober 2020, aaO). Das gilt auch für 

das Musterfeststellungsverfahren, in dem ebenfalls nur verallgemeinerungsfä-

hige Tatsachen oder Rechtsfragen geklärt werden können (Senatsurteil vom 

6. Oktober 2021 ­ XI ZR 234/20, BGHZ 231, 215 Rn. 111 mwN). 

Wie der Senat (Senatsurteil vom 6. Oktober 2021 ­ XI ZR 234/20, BGHZ 

231, 215 Rn. 41 ff.) außerdem entschieden und eingehend auf der Grundlage 

des nationalen Rechts und des Unionsrechts begründet hat, ist im Rahmen einer 

Musterfeststellungsklage im Zusammenhang mit Prämiensparverträgen der vor-

liegenden Art nicht von der Nichtigkeit der Sparverträge auszugehen. Eine solche 

Nichtigkeit des Sparvertrags hätte besonders nachteilige Folgen für Verbraucher, 

weil diese die attraktiven Zinsprämien im Rahmen einer bereicherungsrechtli-

chen Rückabwicklung an die Musterbeklagte zurückzahlen müssten (vgl. Senats-

urteil, aaO Rn. 55). Es ist für die typisierten Sparverträge wegen der unwirksa-

men Zinsanpassungsklausel vielmehr eine ergänzende Vertragsauslegung vor-

zunehmen (Senatsurteil, aaO Rn. 41 ff.). Dem Vertragspartner des Verwenders 

von unwirksamen Allgemeinen Geschäftsbedingungen steht, wie oben unter 2. 

ausgeführt, auch kein Recht zu, zwischen einer Gesamtnichtigkeit des Sparver-

trags und einer ergänzenden Vertragsauslegung zu wählen. Danach sind die ty-

pisierten Sparverträge mit den im Rahmen der ergänzenden Vertragsauslegung 

vom Oberlandesgericht getroffenen Regeln zur Zinsanpassung wirksam. 

Das vom Musterkläger geltend gemachte Feststellungsziel 8, mit dem fest-

gestellt werden soll, dass die Verjährungsfrist für den Anspruch auf Herausgabe 

der Spareinlagen und der Nutzungen nicht beginnt, bevor die Verbraucher "von 

der möglichen Gesamtunwirksamkeit des Sparvertrags" und von den sich daraus 

ergebenden Bereicherungsansprüchen Kenntnis erlangt haben oder ohne grobe 
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Fahrlässigkeit hätten erlangen müssen, knüpft daher mit der Gesamtunwirksam-

keit der Sparverträge an eine Rechtsfolge an, die angesichts der für die typisier-

ten Sparverträge maßgebenden ergänzenden Vertragsauslegung nicht eintritt. 

Die Frage nach einer Kenntnis (oder nach einer auf grober Fahrlässigkeit beru-

henden Unkenntnis) der Verbraucher von einer möglichen Gesamtunwirksamkeit 

des Sparvertrags und nach sich daraus ergebenden Bereicherungsansprüchen 

betrifft folglich nicht die im vorliegenden Musterverfahren typisierten Sparver-

träge. Sie kann sich lediglich in Einzelfällen stellen, in denen der Sparvertrag aus 

anderen individuellen Gründen nichtig ist. Damit ist die mit dem Feststellungsziel 

8 sowohl in seinem Haupt- als auch in seinem Hilfsantrag aufgeworfene Rechts-

frage nach dem Beginn der Verjährungsfrist von bereicherungsrechtlichen Rück-

abwicklungsansprüchen der Verbraucher, die bei einer Gesamtunwirksamkeit 

der Sparverträge entstehen, nicht verallgemeinerungsfähig. 

 

C. 

Die Revision der Musterbeklagten ist teilweise begründet. 

I. 

Das Oberlandesgericht hat zur Begründung seiner Entscheidung ­ soweit 

für die Revision der Musterbeklagten von Bedeutung ­ im Wesentlichen ausge-

führt: 

Das Feststellungsziel 3 sei nicht teilweise unzulässig. Die Musterbeklagte 

habe zwar nie bezweifelt, dass bei den Sparverträgen kein negativer Vertrags-

zins zulasten der Sparer entstehen dürfe. Mit der Formulierung "wobei ein nega-

tiver vertraglicher Zinssatz ausgeschlossen ist" werde aber deutlich, dass damit 
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lediglich die Grenze der mit dem Feststellungsziel 3 verfolgten relativen Zinsan-

passung aufgezeigt werden solle. Das Feststellungsziel 3 sei begründet. Maßge-

bend für die Zinsanpassung sei die Verhältnismethode und nicht die Differenz-

methode. Die Verhältnismethode gewährleiste vergleichsweise besser, dass die 

Risiken einseitiger Marktbewegungen zwischen den Parteien verteilt würden. Ei-

nigkeit bestehe darin, dass der Sparer Negativzinsen nicht zu tragen habe. Im 

Fall von negativen Referenzzinsen müsse der Vertragszins daher auf Null gesetzt 

werden. Darüber hinaus werde auf die Begründung des Bundesgerichtshofs (Se-

natsurteile vom 25. April 2023 ­ XI ZR 225/21, juris Rn. 22 und vom 24. Januar 

2023 ­ XI ZR 257/21, WM 2023, 326 Rn. 23 ff.) Bezug genommen, die sich das 

Oberlandesgericht zu Eigen mache. 

II. 

Diese Ausführungen halten einer revisionsrechtlichen Überprüfung nur im 

Hinblick auf die Ausführungen zur teilweisen Unzulässigkeit des Feststellungs-

ziels nicht stand. 

1. Soweit das Oberlandesgericht festgestellt hat, dass ein negativer ver-

traglicher Zinssatz ausgeschlossen ist, hat die Revision der Musterbeklagten Er-

folg. Wie der Senat bereits entschieden und begründet hat, ist das Feststellungs-

ziel in diesem Umfang unzulässig, da die mit ihm verbundene Frage nicht klä-

rungsbedürftig ist (vgl. Senatsurteil vom 9. Juli 2024 ­ XI ZR 40/23, BKR 2024, 

780 Rn. 27 ff.). Nach der Rechtsprechung des Senats zu vergleichbaren Spar-

verträgen ist diesen eine Zinsuntergrenze von 0% immanent (vgl. Senatsurteile 

vom 13. April 2010 ­ XI ZR 197/09, BGHZ 185, 166 Rn. 27, vom 24. Januar 2023 

­ XI ZR 257/21, WM 2023, 326 Rn. 27 und vom 25. Juli 2023 ­ XI ZR 221/22, 

BGHZ 238, 47 Rn. 33), was auch in Instanzrechtsprechung und Schrifttum aner-

kannt ist (OLG Dresden, WM 2022, 1973, 1976; Langner in Ellenberger/Bunte, 

40 

41 



- 20 - 

Bankrechts-Handbuch, 6. Aufl., § 45 Rn. 94 aE; Furche/Götz, WM 2019, 2290, 

2299; Wimmer/Rösler, WM 2022, 1963, 1965, 1967). Die Musterbeklagte teilt 

diese Ansicht ebenfalls. 

2. Zutreffend hat das Oberlandesgericht festgestellt, dass bei der Zinsan-

passung in den Sparverträgen das relative Verhältnis zwischen dem anfänglich 

vereinbarten Zinssatz und dem im Wege der ergänzenden Vertragsauslegung 

bestimmten Referenzzins im Zeitpunkt des Vertragsschlusses zu wahren ist. 

Nach ständiger Rechtsprechung des Senats (Senatsurteile vom 13. April 

2010 ­ XI ZR 197/09, BGHZ 185, 166 Rn. 26 f., vom 21. Dezember 2010 ­ XI ZR 

52/08, WM 2011, 306 Rn. 25, vom 6. Oktober 2021 ­ XI ZR 234/20, BGHZ 231, 

215 Rn. 95 ff., vom 25. April 2023 ­ XI ZR 225/21, juris Rn. 22 und vom 30. Sep-

tember 2025 ­ XI ZR 29/24, BGHZ 244, 356 Rn. 56 ff.) muss bei den von der 

Musterbeklagten vorzunehmenden Zinsanpassungen das Verhältnis des konkret 

vereinbarten Zinssatzes zum Referenzzins gewahrt bleiben und nicht eine gleich-

bleibende absolute Gewinnmarge. Die Anwendung der Verhältnismethode ent-

spricht bei der maßgebenden objektiv-generalisierenden Sicht den typischen 

Vorstellungen der Vertragsparteien bei Vertragsschluss. Sie wahrt das Äquiva-

lenzprinzip, indem sie gewährleistet, dass günstige Zinskonditionen günstig blei-

ben und ungünstige auch ungünstig bleiben dürfen (Senatsurteil vom 30. Sep-

tember 2025, aaO Rn. 56). Mit den von der Musterbeklagten für die Gegenauf-

fassung vorgebrachten Argumenten hat sich der Senat bereits befasst (Senats-

urteile vom 6. Oktober 2021, aaO, vom 24. Januar 2023 ­ XI ZR 257/21, WM 
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2023, 326 Rn. 21 ff., vom 25. April 2023, aaO und vom 30. September 2025, aaO 

Rn. 57 ff.). 
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